
Öffentliche Bekanntmachung des Landkreises Harz, Umweltamt, über die Auslegung 

der 1. Tektur des Antrags auf Planfeststellung gemäß § 35 Abs. 2 des Gesetzes zur 

Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 

Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) für die Errichtung einer Deponie der 

Deponieklasse 0 in der Gemeinde Reinstedt, Stadt Falkenstein 

Die REG Reinstedter Entsorgungswirtschaft mbH hat am 23.06.2021 die erste Tektur des 

Antrags auf Planfeststellung für die Errichtung und den Betrieb einer Deponie für Inertabfälle 

der Deponieklasse 0 am Standort Falkenstein / Harz, Ortsteil Reinstedt  

Gemarkung:  Reinstedt   Reinstedt 

Flur:   3    4 

Flurstücke: 315, 316, 317/1, 318  121, 123 

 

eingereicht. 

Der Plan wurde erstmalig am 13.05.2019 eingereicht. Im Anschluss an das damalige 

Anhörungsverfahren wurden die Antragsunterlagen durch den Antragsteller geändert, 

ergänzt und die 1. Tektur – im Sinne einer vollständigen Überarbeitung – vorgelegt, welche 

nunmehr Bestandteil dieser Öffentlichkeitsbeteiligung ist.  

Die Deponie der Deponieklasse 0 im Sinne der Deponieverordnung soll nunmehr eine 

Fläche von ca. 14,6 ha (vorher ca. 21,5 ha) einnehmen, wobei auf den reinen 

Ablagerungsbereich ca. 10,7 ha (vorher ca. 18,3 ha) entfallen. Das Volumen des 

Deponiekörpers wird mit 1,52 Mio. m³ (vorher 2,2 Mio. m³) angegeben. Über einen Zeitraum 

von 15 Jahren (vorher 22 Jahre) sollen ca. 2.280.000 Tonnen (vorher 3.300.000 Tonnen) 

Inertabfälle eingelagert werden. Die Höhe der Deponie soll weiterhin maximal 27 m über 

Geländeoberkante betragen. 

In dem beantragten Planfeststellungbeschluss werden andere behördliche Entscheidungen, 

insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, 

Bewilligungen und Zustimmungen rechtsgestaltend mit geregelt. 

Der Landkreis Harz ist als Untere Abfallbehörde für die Durchführung des auf der Grundlage 

des § 35 Abs. 2 KrWG  geführten Planfeststellungsverfahrens sowohl als Anhörungsbehörde 

als auch als Planfeststellungsbehörde im Sinne des § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG)  zuständig.  

Für das Vorhaben wurde eine Umweltverträglichkeitsstudie nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG a.F.) durchgeführt. Da das Scopingverfahren gemäß § 

74 Abs. 2 Nr. 1 UVPG vor dem Änderungsdatum eingeleitet wurde, war die Fassung,  die vor 

dem 16.05.2017 galt (UVPG a.F.), zugrunde zu legen.  

Der Vorhabenträger beabsichtigte unabhängig einer gesetzlichen Verpflichtung die 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Somit war die Prüfung einer gesetzlichen 

Verpflichtung für die  Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (gem. § 3c UVPG 

a.F.) entbehrlich. 

 

 



Der eingereichte Plan umfasst u. a. folgende Unterlagen: 

Beschreibung des Vorhabens / Erläuterungsbericht, Umweltverträglichkeitsstudie, 

Landschaftspflegerischer Begleitplan, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Standsicherheits- 

und Setzungsberechnungen, Wasserhaushaltsberechnung, Wasserrechtlicher Fachbeitrag, 

Bodenuntersuchungen, Staubprognose, Lärmprognose, Planrechtfertigung 

 

Mit der erneuten Auslegung der Unterlagen handelt es sich um eine Beteiligung der 

Öffentlichkeit aufgrund der Änderung der vorgelegten Unterlagen, insbesondere der nach § 6  

UVPG a.F. vorzulegenden Unterlagen. Zu diesen – hier maßgeblichen Unterlagen – gehören 

insbesondere die erstmalig betrachteten Stickstoffoxidemmissionen, die überarbeitete 

Staubprognose, die überarbeitete Schallimmissionsprognose und die Betrachtung der 

Auswirkungen auf den Grundwasserkörper einschließlich eines Versickerungsgutachtens, 

sowie der Darstellung von Wechselwirkungen und Vermeidungs-, Verminderungs- und 

Ausgleichsmaßnahmen bzw. der geänderte UVP - Bericht. 

Da diese Unterlagen  insgesamt in den Plan integriert wurden und  auch weitere, 

entsprechend des § 6 UVPG a.F. erforderliche Unterlagen geändert wurden, werden die 

Planunterlagen erneut vollständig ausgelegt. Die erneute Beteiligung wird allerdings nur auf 

diese neuen Änderungen beschränkt. Verspätet vorgebrachte und deshalb formell 

präkludierte Äußerungen oder Einwendungen, welche sich eben nicht auf die Änderungen 

beziehen, müssen von der zuständigen Behörde nicht im Rahmen des hiermit erneut 

erfolgten Beteiligungsverfahrens im Zulassungsverfahren berücksichtigt werden, es sei denn, 

sie beruhen auf privatrechtlichen Titeln. Bereits innerhalb der 1. Beteiligung abgegebene 

Einwendungen behalten selbstverständlich Ihre Gültigkeit. 

Die dem Vorhaben zugrunde liegenden Planunterlagen können  

vom  23.08.2021   bis zum  22.09.2021 

bei den folgenden Stellen zu den angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

Stadt Falkenstein Montag 9:00 - 11:30 Uhr 

Ortsteil Ermsleben Dienstag 9:00 - 11:30 und 13:30 - 17:30 Uhr 

Rathaus, Bauverwaltung, Zimmer 17 Mittwoch geschlossen 

Markt 1 Donnerstag 9:00 -11:30 und 13:30 - 15:00 Uhr 

06463 Falkenstein/Harz Freitag 9:00 - 11:30 Uhr 

 

Bitte beachten Sie, dass die Verwaltung der Stadt Falkenstein zur Eindämmung des Corona-

Virus für die Öffentlichkeit nur eingeschränkt zugänglich sein könnte. Eine persönliche 

Einsichtnahme in die Antragsunterlagen wäre in diesem Fall nur nach vorheriger 

Terminvereinbarung möglich. Zur Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummern 

034743/96263 oder 034743/96262 bzw. die E-Mail-Adressen bauplanung@stadt-falkenstein-

harz.de oder leiterbauverwaltung@stadt-falkenstein-harz.de. Mittels Terminvereinbarung 

wäre auch eine Einsichtnahme außerhalb der o. g. Zeiten möglich. 

 

 

mailto:bauplanung@stadt-falkenstein-harz.de
mailto:bauplanung@stadt-falkenstein-harz.de
mailto:leiterbauverwaltung@stadt-falkenstein-harz.de


Stadt Seeland Montag 9:00 - 12:00 

Ortsteil Nachterstedt Dienstag 9:00 - 12:00 und 13:00 - 17:30 Uhr 

Bauamt, Zimmer 20 Mittwoch geschlossen 

Lindenstraße 1 Donnerstag 9:00 - 12:00 und 13:00 - 16:00 Uhr 

06469 Seeland Freitag 9:00 - 11:30 Uhr 

 

Bitte beachten Sie, dass die Verwaltung der Stadt Seeland zur Eindämmung des Corona-

Virus für die Öffentlichkeit nur eingeschränkt zugänglich ist. Eine persönliche Einsichtnahme 

in die Antragsunterlagen ist daher nur nach vorheriger Terminvereinbarung möglich. Zur 

Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummer 034741/932-20. 

 

Der Inhalt der Bekanntmachung, der UVP-Bericht sowie die vollständigen Antragsunterlagen 

werden zudem über das zentrale Portal des Landes Sachsen-Anhalt zugänglich gemacht 

und sind auf folgender Internetseite: www.uvp-verbund.de einsehbar.  

Einwendungen gegen den Plan von denjenigen, deren Belange durch das Vorhaben berührt 

werden oder Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG  können 

bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist (§ 9 S. 1 UVPG a.F. i. V. m. § 73 Abs. 

4 S. 1 VwVfG) schriftlich oder zur Niederschrift bei der den Plan auslegenden Gemeinde 

oder beim Landkreis Harz, Friedrich-Ebert-Straße 42 in 38820 Halberstadt erhoben werden. 

Der Landkreis Harz bietet zusätzlich die Möglichkeit an, entsprechend § 3a VwVfG 

Einwendungen per E-Mail (elektronisches Dokument) mit qualifizierter elektronischer 

Signatur nach dem Signaturgesetz zu erheben. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@kreis-

hz.de-mail.de. 

Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 

Anmeldung nach dem DeMail-Gesetz beim Landkreis Harz erhoben werden. Die De-Mail-

Adresse lautet: poststelle@kreis-hz.de-mail.de. 

Hinweis: Die bereits bei der erstmaligen Anhörung im Juli / August 2019 eingereichten 

Einwendungen gegen den Plan werden weiterhin berücksichtigt und müssen nicht 

erneut eingereicht werden. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens 

alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 

beruhen. Gleichförmige Eingaben können unberücksichtigt gelassen werden, wenn die 

Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben. 

Nach Ablauf der Einwendungsfirst werden die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen 

Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen sowie die 

Stellungnahmen von Behörden zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, 

den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 

abgegeben haben erörtert. 

Der Erörterungstermin wird rechtzeitig, mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt 

gegeben. 
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Die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die 

Stellungnahmen abgegeben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche 

Bekanntmachung benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder 

Zustellungen vorzunehmen sind. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 

werden. 

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen 

vorzunehmen sind. 

Hinweise zum Datenschutz 

Bei Abgabe von Stellungnahmen und Äußerungen oder der Erhebung von Einwendungen 

seitens der Beteiligten werden zum Zwecke der Durchführung dieses 

Planfeststellungsverfahrens Daten erhoben. Diese Daten werden vom Landkreis Harz in 

Erfüllung seiner Aufgabe gemäß den geltenden Bestimmungen zum Datenschutz verarbeitet. 

Die Entsprechenden datenschutzrechtlichen Informationen nach Art. 13 Abs. 1 und 2 sowie 

Art. 14 Abs. 1 und 2 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sind unter https://www.kreis-

hz.de/de/datei/anzeigen/id/1516316,1167/hinweise_zum_datenschutz.pdf einsehbar. 

gez. Im Auftrag 

Sinnecker 

Leiter Umweltamt 
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